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Forensik umfasst alle Tätigkei-
ten im Umfeld von Straftaten und 
sonstigen rechtlich relevanten Vor-
gängen mit dem Ziel, sie ab- und 
aufzuklären, zu analysieren und zu re- 
konstruieren. Die forensischen 
Dienstleistungen haben sich zur 
Aufgabe gemacht, verwertbare Be-
weise für eine gerichtliche Beurtei-
lung der Sachverhalte zu erheben 
bzw. allfällige Beweise auf ihren 
Tatsachengehalt hin zu überprüfen. 
Die Bandbreite der forensischen 
Tätigkeiten ist ebenso gross wie 
die tatsächlichen und rechtlichen 
Herausforderungen, die an sie ge-
stellt werden. Bei den Körperverlet-
zungs- und Tötungsdelikten nimmt 
die Abklärung von körperlichen 
Verletzungen oder unnatürlicher To-
desfälle durch die Rechtsmedizin 
eine gewichtige Rolle ein. Die foren-
sische Psychiatrie und Psychologie 
beschäftigt sich mit den Parametern 
der Feststellung der Schuldfähigkeit 
und der Einschätzung des Gefähr-
lichkeitsgrades von Straftätern.
Forensische Bedeutung der 
Straftatengruppen 
Die forensische Bedeutung der Strafta-
ten gegen Leib und Leben und der se-
xuellen Selbstbestimmung ist nicht 
unerheblich [1]. 2008 wurden in der 
Schweiz 165 vorsätzliche Tötungsde-
likte, 8’893 Körperverletzungen, 4’044 
Sexualdelikte, davon 612 Vergewalti-
gungen, polizeilich registriert. Geht 
man vom Hellfeld aus, ist demgegen-
über die forensische Bedeutung des 
strafbaren Schwangerschaftsabbruchs 
so gering, dass die polizeiliche Krimi-
nalstatistik (PKS) allfällige Zahlen nicht 
einmal erwähnt. Für das Jahr 2008 
wurden aber 10’848 rechtmässige 
Schwangerschaftsabbrüche mitgeteilt. 
Im Bereich der Vermögensdelikte wur-
den 2008 177’835 Diebstähle [2], 6’497 
Betrugstatbestände, 2’701 Veruntreu-
ungen sowie 2’890 Raube in der 
Schweiz erfasst [3].
Lebensbeginn 
Die forensischen Aufgaben sind eng 
verknüpft mit den Voraussetzungen des 
geltenden Rechts. Im Bereich von Leib 
und Leben sind hierzu dem Zivilgesetz-
buch (ZGB) und dem Strafgesetzbuch 
(StGB) zentrale Aussagen zu entneh-
men. Nach dem ZGB beginnt die 
Rechtspersönlichkeit des Menschen mit 
dem Leben nach der vollendeten Ge-
burt und endet mit dem Tod (Art. 31 
Abs. 1). Vor der vollendeten Geburt ist 
das Kind unter dem Vorbehalt rechtsfä-
hig, dass es lebendig geboren wird (Art. 
31 Abs. 2). Das heisst: selbst wenn es 
vor der Geburt bereits so weit herange-
reift ist, dass es ausserhalb der Mutter 
lebensfähig wäre, aber vor oder in der 
Geburt verstirbt, hat das Kind keine 
Rechtsfähigkeit erlangt, was insbeson-
dere für die Frage des Schadenersatzes 
wegen pränataler Schädigung relevant 
ist [4]. Im Strafrecht hingegen ist das le-
bende Kind bei regulärem Geburtsver-
lauf ab Beginn der Eröffnungswehen, 
bei Schnittgeburt mit der Eröffnung der 
Bauchdecke der Mutter über die 
Straftatbestände zum Schutz von Leib 
und Leben geschützt (Art. 111 ff., Art. 
122 ff. StGB). Davor – und zwar ab Ni-
dation – gelten die Regeln über den 
(vorsätzlichen) Schwangerschaftsab-
bruch (Art. 118 ff. StGB) [5]. Die fahrläs-
sige Fruchtabtötung an sich ist nicht 
strafbewehrt [6]. Für die Abgrenzung der 
Art. 118 ff. StGB und Art. 111 ff. StGB 
ist der Zeitpunkt massgebend, an dem 
die Tathandlung auf den Fötus einwirkt 
[7]. Im Streitfall obliegt es daher der fo-
rensischen Abklärung, ob (un-)mittelba-
re Tatsachen für einen vorsätzlichen 
Abbruch vorliegen und ob das Kind vor 
oder in der Geburt Schädigungen – bis 
hin zum Tod – erlitten hat. Wurde etwa 
eine Schwangerschaft im Endstadium 
infolge unzureichender ärztlicher Unter-
suchung nicht erkannt, der schmerzge-
plagten Patientin daraufhin ein Schmerz-
mittel verabreicht, das die sich ankündi-
gende Geburt hinauszögerte und das 
Kind infolgedessen verstarb, bedarf es 
rechtsmedizinischer Abklärungen, ob 
das schädigende Ereignis, das heisst 
hier die Medikamentengabe, das Kind 
vor oder in der Geburt getroffen hat.
Im Zusammenhang mit den Regeln der 
Art. 118 ff. StGB werden auch die Fäl-
le «wrongful birth/wrongful conception» 
diskutiert. Sie betreffen in der Regel die 
Haftung des Arztes wegen der Geburt 
eines gesunden oder behinderten, je-
denfalls aber nicht gewollten Kindes. 
Wird eine Schwangerschaft oder z. B. 
die medizinische Indikation zu einem 
Abbruch übersehen, ist man sich über 
die juristischen Folgen ebenso wenig 
einig, wie wenn eine Sterilisation oder 
eine Beratung fehlerhaft durchgeführt 
bzw. eine Aufklärung über Möglichkei-
ten der Pränataldiagnostik nicht ge-
nutzt wurde. Das Bundesgericht (BG) 
hat hierzu 2005 ein Urteil gefällt, das 
die Folgen einer vergessenen Sterilisa-
tion anlässlich einer Schnittentbindung 
betrifft [8]. Die ungewollt schwanger 
gewordene Frau verlangte vom Spital 
Schadenersatz. Das Kantonsgericht 
sprach ihr insgesamt 140’000 Franken 
zu, davon 85’000 Franken als Ersatz 
für den Unterhalt des Kindes. Das BG 
hat die Berufung des beklagten Spitals 
zurückgewiesen, denn die vergessene 
Sterilisation ist eine Verletzung des 
Arztvertrags mit sämtlichen daran 
knüpfenden Haftungsfolgen [9]. In sei-




macht, dass es nicht um die Frage 
«Kind als Schaden», sondern darum 
geht, ob die durch die planwidrige Ge-
burt ausgelöste Unterhaltsbelastung 
der Eltern ein Schaden [10] im Sinne des 
Rechts ist. Dies wurde bejaht, da die 
gesetzliche Unterhaltspflicht gerade 
durch die vergessen gegangene Steri-
lisation vermieden werden sollte. Das 
BG wies auch darauf hin, dass die Frei-
gabe zur Adoption oder der Schwan-
gerschaftsabbruch keine zumutbaren 
Massnahmen zur Verhinderung der an-
fallenden Unterhaltskosten sind. Es 
mahnte zudem an, dass die Vernei-
nung des Haftpflichtanspruchs zu einer 
sachlich nicht zu rechtfertigenden Son-
derregelung für Ärzte bei Sterilisations-
fehlern führen würde. Explizit abgelehnt 
hat das BG auch die z.B. vom Öster-
reichischen Obersten Gerichtshof [11] 
getroffene, stark kritisierte Unterschei-
dung zwischen einem behinderten und 
einem gesunden Kind bei der Zuspre-
chung von Schadenersatz [12].
Lebensende
Doch nicht nur am Lebensbeginn, auch 
am Lebensende ergeben sich zahlrei-
che forensische Fragestellungen. Der 
Tod beendet die Fähigkeit, Träger von 
Rechten und Pflichten zu sein. Der leb-
lose Körper ist für die einen Bezugsob-
jekt der Trauer, für die anderen wird er 
zum Rechtsobjekt [13] – und damit auch 
zum begehrten Ausgangsstoff für die 
lebensrettende Organtransplantation, 
für Medizinprodukte, Arzneimittel, aber 
auch für Bio(-daten-)banken [14] als 
Grundlage der Humanforschung [15]. 
Mit dem Tod sind zentrale rechtliche 
Konsequenzen verbunden. Dennoch 
ist die Frage, wann ein Mensch (noch) 
lebt bzw. bereits tot ist, im juristischen 
Schrifttum nicht mit letzter Sicherheit 
geklärt. Dies obwohl das BG die Ver-
fassungsmässigkeit des seit dem Jahr 
2007 in Art. 9 Abs. 1 Transplantations-
gesetz verankerten Hirntodkonzepts 
mehrfach bestätigt hat [16]. Danach ist 
der Mensch tot, wenn die Funktionen 
seines Hirns einschliesslich des Hirn-
stamms irreversibel ausgefallen sind. 
Die Festlegung der hierzu massgebli-
chen Kriterien wurde dem Bundesrat 
übertragen; dieser hat die Zuständig-
keit an die Schweizerische Akademie 
der Medizinischen Wissenschaften 
(SAMW) delegiert [17]. Während der 
Hirntod insbesondere für die Trans-
plantationsmedizin von Bedeutung ist, 
steht im Alltag des Arztes die Feststel-
lung des klinischen Todes im Vorder-
grund. Bei Unfällen bis hin zu Unglü-
cken, die viele Menschenleben fordern, 
geht es zudem oft um die Identifizie-
rung der Leichen. Die Beispiele hierzu 
sind zahlreich. Flugzeugabstürze, La-
winenabgänge [18], Einsturz von Häu-
sern [19], Erdbeben, Flutwellen bis hin 
zu Anschlägen ungeheuren Ausmas-
ses (namentlich 9/11) erfordern breit 
angelegte forensische Abklärungen. 
Die Frage, ob der Unglücksfall gegebe-
nenfalls ein vorsätzlich geplanter An-
schlag war, auf menschliches Versagen 
zurück zu führen ist oder ein unab-
wendbares Ereignis war und vor allem, 
wer Opfer des Unglücksfalles war, hat 
gravierende rechtliche, gesellschaftli-
che und individuelle Konsequenzen. 
Dies gilt sowohl für die versicherungs- 
und haftungsrechtlichen Fragen, die 
strafrechtlichen Folgen als auch für die 
Trauerbewältigung der Angehörigen. 
Neben der Bestrafung allfälliger Täter 
und des Ausgleichs von materiellem 
sowie immateriellem Schaden, ist es für 
die Angehörigen von zentraler Bedeu-
tung zu erfahren, ob das Familienmit-
glied, der Freund und Kollege unter den 
Opfern ist und wie er gestorben ist. Na-
mentlich ist von Interesse, ob das da-
mit verbundene Leiden gross und vor 
allem, ob der Tod vermeidbar oder 
schicksalhaft war. 
Die konkrete Feststellung der Todesur-
sache, der Kausalität der todbringenden 
Handlung, einer allfälligen Pflichtwidrig-
keit oder des Tötungsvorsatzes bis hin 
zur skrupellosen Begehungsweise sind 
für die strafrechtliche Bewertung des 
tödlichen Geschehens von hoher Rele-
vanz. Dies zeigt sich eindrücklich an der 
Bandbreite der gesetzlichen Strafrah-
men. Er reicht von lebenslänglicher Frei-
heitsstrafe oder Freiheitsstrafe nicht 
unter zehn Jahren bei Mord bis hin zu 
einer Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren 
oder einer Geldstrafe von einem Tages-
satz bis zu 360 Tagessätze bei fahrläs-
siger Tötung. Im forensischen Bereich 
dient insbesondere die rechtsmedizini-
sche Sektion [20] der Klärung, ob eine 
Person eines unnatürlichen Todes ge-
storben ist, ein Verschulden Dritter in 
Betracht kommt, ob Anhaltspunkte bei-
spielsweise für ein Sexualverbrechen, 
sonstige niedrige Beweggründe oder 
eine grausame Begehungsweise vorlie-
gen und wann die Todeszeit war. Darü-
ber hinaus dient sie der Sicherung von 
Beweisen für einen Strafprozess. Die 
Legalsektion ist derzeit noch in den kan-
tonalen Strafprozessordnungen, ab 
2011 in der eidgenössischen Strafpro-
zessordnung (StPO) [21] geregelt und 
wird im behördlichen Auftrag durchge-
führt. Die «Virtopsie»[22] ergänzt die Sek-
tion um die dreidimensionale virtuelle 
Rekonstruktion von Körperoberflächen, 
dem Körperinneren sowie von Unfallher-
gängen und Tatwaffen [23]. Im Vergleich 
zur Legalsektion hat sie einige forensi-
sche Vorzüge aufzuweisen: Todesursa-
chen und Verletzungen können teilweise 
genauer dargestellt werden, eine lang-
fristige digitale Speicherung der gesam-
ten Leiche ist möglich und viele Leichen 




den. Dieser Umstand ist insbesondere 
bei grossen Unglücksfällen nicht uner-
heblich. Zudem ist die Virtopsie auf-
grund der Visualisierung für den Laien in 
der Regel gut nachvollziehbar, was für 
die gerichtliche Bewertung von Bedeu-
tung sein kann. Welchen Stellenwert die 
noch neue Methode der virtuellen Fahn-
dung nach der Todesursache künftig 
einnehmen wird, und vor allem, ob sie 
vor dem Strafgericht über ausreichen-
den Beweiswert verfügen, diese Ent-
scheidung fällt das Gesetz. Während 
unter den noch geltenden kantonalen 
Strafprozessordnungen unterschiedli-
che Regelungen bezüglich der Voraus-
setzungen von Sektionen bestehen, 
beinhaltet die neue eidgenössische 
StPO in Art. 253 eine klare Regelung: 
Bei Anzeichen für einen unnatürlichen 
Tod, insbesondere für eine Straftat oder 
bei unbekannter Identität des Leich-
nams, ordnet die Staatsanwaltschaft zur 
Klärung der Todesart oder zur Identifi-
zierung des Leichnams eine Legalin-
spektion durch einen sachverständigen 
Arzt an. Ergeben sich danach keine Hin-
weise auf eine Straftat und steht die 
Identität fest, gibt die Staatsanwalt-
schaft die Leiche zur Bestattung frei. 
Anderenfalls ordnet sie ihre Sicherstel-
lung und weitere Untersuchungen durch 
eine rechtsmedizinische Institution, nö-
tigenfalls die Obduktion, an [24].
Nach der Botschaft zur StPO sind un-
natürliche Todesfälle insbesondere sol-
che, bei denen Anzeichen für ein Ge-
waltverbrechen, aber auch Suizide, 
Unglücksfälle oder ärztliche Behand-
lungsfehler bestehen [25]. Die Obdukti-
on ist nötigenfalls anzuordnen, so dass 
sie zur Anwendung kommt, wenn es 
keine andere, weniger eingreifende Un-
tersuchungsart gibt, die das bezweck-
te Beweisergebnis mit gleicher Sicher-
heit erbringt. Dies bedeutet für die 
Virtopsie, dass sie zulässig ist, wenn 
die Abklärung der Todesursache mit an 
Sicherheit grenzender Wahrscheinlich-
keit bereits durch die virtuelle Untersu-
chungsmethode erreicht werden kann. 
Dies kann insbesondere im Bereich 
heftiger Gewalteinwirkungen der Fall 
sein. Verbleiben Unklarheiten, oder 
sind sonst konkurrierende Todesursa-
chen nicht auszuschliessen, ist die Le-
galsektion notwendig [26], was eine er-
gänzende Virtopsie aber nicht 
ausschliesst. Die Sektion wird durch 
die Staatsanwaltschaft üblicherweise 
im Rahmen eines Gutachtensauftrages 
veranlasst, Art. 182 der Eidgenössi-
schen Strafprozessordnung (E-StPO). 
Daher wird es im Wesentlichen von der 
Entscheidung der zuständigen Staats-
anwaltschaft abhängen, ob neben der 
konventionellen äusseren bzw. inneren 
Leichenschau auch eine Virtopsie in 
Auftrag gegeben wird [27].
Die neue eidgenössische 
Strafprozessordung
Die forensischen Fragenstellungen be-
treffen jedoch nicht nur die Abklärung 
der Todesfälle, sondern gerade auch die 
vielfältigen sonstigen Rechtsgutverlet-
zungen und die damit einhergehenden 
Grenzüberschreitungen gegenüber dem 
(über-)lebenden Opfer bis hin zu Angrif-
fen auf Rechtsgüter des Gemeinwe-
sens. Damit liegt es auf der Hand, dass 
das gerichtliche Beweisrecht und die 
forensischen Dienste eng miteinander 
verknüpft sind. Das strafprozessuale 
Beweisrecht wird sich ab 2011 nach der 
neuen StPO richten, die insoweit die 
kantonalen Regelungen ablöst. Nach 
wie vor wird es jedoch Aufgabe des 
Staates sein, den Sachverhalt abzuklä-
ren, bei konkretem Anfangsverdacht zu 
ermitteln und den gegebenenfalls vorlie-
genden staatlichen Strafanspruch von 
Amtes wegen durchzusetzen (Art. 2 E-
StPO). Dabei kommt dem Wahrheits-
grundsatz auch künftig eine zentrale 
Bedeutung zu (Art. 6 Abs. 2 E-StPO). Er 
gebietet den Strafverfolgungsbehörden 
und den Gerichten die Abklärung der 
Fakten, einschliesslich der Rechtswid-
rigkeit und der Schuld. Eine Konse-
quenz davon ist, dass die Strafbehör-
den verpflichtet sind, belastende und 
entlastende Umstände zu erforschen 
und entsprechende Gutachtensaufträge 
zu erteilen, so etwa für Schriftuntersu-
chungen bezüglich der Fahreignung, zur 
Analyse von digitalen Spuren, um Atta-
cken durch Hacker oder Cracker oder 
auch kinderpornografisches oder an-
derweitig illegales Datenmaterial aufzu-
spüren usw. Auch Geständnisse sind 
auf ihre Übereinstimmung mit der Wahr-
heit zu überprüfen (Art. 160 E-StPO). 
Der Wahrheitsgrundsatz gilt nicht für 
den Beschuldigten, der sich weder 
durch eine Aussage noch grundsätzlich 
durch andere Formen der Mitwirkung 
belasten muss (Art. 113 E-StPO), wie 
beispielsweise die unfreiwillige Abgabe 
einer Schriftprobe. Passive Duldungs-
pflichten, wie der nicht-invasive Wan-
genschleimhautabstrich zur DNA-Fest-
stellung (Art. 255 E-StPO), bleiben da-
von unberührt. Auch die Opfer bzw. 
Geschädigten müssen sich grundsätz-
lich nicht selbst belasten. Die Strafver-
folgungsbehörden sind freilich gehalten, 
den Wahrheitsgehalt der Aussagen zu 
überprüfen, unter anderem durch die 
Begutachtungen der Beurteilung der 
Glaubwürdigkeit. Aufgrund des in der 
neuen StPO verankerten Prinzips der 
beschränkten Unmittelbarkeit reicht es 
grundsätzlich aus, wenn die beschuldig-
te Person einmal während des Verfah-
rens das Recht auf Konfrontation mit 
den belastenden Beweisen hat. Im Sin-
ne des fairen Verfahrens und der «Waf-
fengleichheit» wurde im Gegenzug der 




verankert (Art. 159 Abs. 1 E-StPO), so 
dass sich der Beschuldigte bereits bei 
der ersten polizeilichen Einvernahme 
durch seinen Verteidiger begleiten las-
sen kann. Die beschränkte Unmittelbar-
keit führt dazu, dass das Gericht seine 
Urteilsfindung im Wesentlichen auf die 
im Vorverfahren erhobenen Beweise 
abstützen kann [28], was wiederum die 
Bedeutung einer sorgfältigen Beweiser-
hebung unterstreicht. Auch im neuen 
Strafverfahren gilt selbstverständlich die 
Unschuldsvermutung (Art. 10 Abs. 2 
StPO). Als Beweiswürdigungsregel führt 
sie dazu, dass bei unüberwindlichen 
Zweifeln an der Schuld ein Freispruch 
erfolgen muss bzw. die Annahme eines 
günstigeren Sachverhalts. 
Fazit 
Die Forensik und das Recht sind eng 
miteinander verwoben. Die Forensik 
befasst sich mit der unmittelbaren und 
mittelbaren Beweiserhebung bezüglich 
Einzelpersonen, Unternehmen und Be-
hörden. Neue Entwicklungen erleich-
tern die Aufklärung von Straftaten bzw. 
die Abklärung von Haftpflichtfällen. Oft-
mals helfen erst die neuen Methoden 
und technischen Entwicklungen bei der 
Beweisführung zum Durchbruch von 
bislang unlösbaren Fällen. Die forensi-
schen Gutachten binden das Gericht 
nicht, sondern unterliegen seiner freien 
Beweiswürdigung. Ein Abweichen vom 
Sachverständigengutachten ist aber 
nur dann erlaubt, wenn zuverlässig be-
wiesene Tatsachen seine Beweiskraft 
erschüttern [29].
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Code fédéral de procédure pénale
La médecine légale comprend toutes 
les activités concernant des délits et 
autres processus juridiquement per-
tinents, et a pour but de les examiner, 
les interpréter, les analyser et les re-
construire. Les services de médecine 
légale ont pour tâche de réunir toutes 
les preuves utiles à un jugement du 
tribunal et, le cas échéant, de véri-
fier les preuves quant à leur teneur. 
L’étendue des activités de médecin 
légal est tout aussi vaste que les 
défis concrets et légaux qu’il s’agit 
de relever. Dans les cas de lésions 
corporelles et d’homicides, les exa-
mens, par les spécialistes de la mé-
decine légale, de lésions corporelles 
et de décès inhabituels jouent un rôle 
capital. De plus, la psychiatrie et la 
psychologie légales analysent les 
paramètres servant à déterminer la 
responsabilité légale de même que le 
degré de dangerosité de délinquants.
Groupes d’infractions et leur 
signification dans l’optique de la 
médecine légale 
Interpréter dans l’optique de la foren-
sique les infractions et délits commis 
contre la vie et l’intégrité corporelle, 
voire contre une disposition sexuelle est 
une activité tout sauf marginale [1]. En 
2008, rien qu’en Suisse, 165 homicides 
prémédités, 8’893 lésions corporelles, 
4’044 délits sexuels – dont 612 viols, qui 
figurent tous dans des registres de po-
lice. Selon Hellfeld, la signification foren-
sique d’une interruption de grossesse 
passible d’une peine est à ce point insi-
gnifiante que la statistique policière de 
la criminalité (SPC) n’en mentionne 
même pas les cas avérés. Or, rien qu’en 
2008, 10’848 interruptions de gros-
sesse légales ont été signalées. Dans le 
domaine des infractions contre le patri-
moine, 177’835 vols [2], 6’497 fraudes, 
2’701 abus de confiance et 2’890 vols 
aggravés [3], ont également été enregis-
trés en Suisse, en 2008. 
La vie – son commencement
En médecine légale, les tâches à effec-
tuer le sont étroitement liées aux dispo-
sitions de la loi en vigueur. Le Code 
civil (CC) et le Code pénal (CP) compor-
tent divers constats essentiels concer-
nant le domaine des infractions contre 
la vie et l’intégrité corporelle. Ainsi, se-
lon le Code civil, la personnalité légale 
d’un être humain commence avec la 
naissance accomplie de l’enfant vivant 
et finit par la mort (art. 31 al. 1). Par 
ailleurs, il est dit que l’enfant conçu est 
protégé par les droits civils à la condi-
tion qu’il naisse vivant (art. 31 al. 2). En 
d’autres termes, quand bien même un 
enfant aurait déjà atteint un stade de 
maturité vitale qui lui permettrait de sur-
vivre en dehors du corps de sa mère, 
mais qu’il venait à mourir avant ou du-
rant sa naissance, il ne bénéficierait 
alors d’aucun droit civil; cet aspect est 
déterminant en matière de responsabi-
lité et d’indemnités dès lors qu’il est 
question de lésions prénatales [4]. Par 
contre dans le droit pénal, lors de nais-
sances dites normales, l’enfant est 
protégé par les dispositions sur les in-
fractions contre la vie et l’intégrité cor-
porelle à partir du moment où débutent 
les contractions de l’accouchement, 
lors d’un accouchement d’urgence 
avec stomie pratiquée dans la paroi 
abdominale de la mère. (art. 111 ss, 
art. 122 ss CP). 
Avant – c’est-à-dire à partir de la nida-
tion – les règles de l’interruption de 
grossesse (préméditée) s’appliquent 
(art. 118 ss. CP) [5]. Les cas d’homi-
cide par négligence ne font pas l’objet 
d’incriminations [6]. La délimitation 
entre les articles 118 ss et 111 ss du 
CP concernent le moment précis où 
l’acte est commis sur le fœtus [7]. 
Ainsi, en cas de litige, l’examen foren-
sique permet de déterminer si des 
faits directs ou indirects confirmant la 
thèse de l’homicide prémédité exis-
tent, et/ou si l’enfant a subi des dom-
mages – entraînant jusqu’à son décès. 
Ainsi, lorsqu’une grossesse en phase 
finale n’a pas été constatée pour 
cause d’examens médicaux insuffi-
sants, qu’un analgésique est adminis-
tré à la patiente souffrant de douleurs 
qui repousse la naissance annoncée 
et que par la suite, l’enfant décède, un 
examen forensique déterminera si 
l’événement dommageable – dans ce 
cas l’administration de médicaments 
– a eu un impact sur l’enfant, avant ou 
durant l’accouchement.
Également en regard des dispositions 
de l’article 118 ss CP, les cas de 
«wrongful birth/wrongful conception» 
font l’objet de discussions. En général, 
elles portent sur la responsabilité du 
médecin lors de naissances d’enfants 
sains ou handicapés, mais surtout 
d’enfants non désirés. Lorsqu’une 
grossesse ou qu’une indication médi-
cale entraîne une interruption de gros-
sesse ne sont pas détectées, les 
conséquences juridiques sont tout 
aussi floues que dans les cas où une 
stérilisation ou une consultation médi-
cale – c’est-à-dire des informations sur 
les possibilités d’un diagnostic prénatal 
– n’ont pas eu lieu.
En 2005, le Tribunal fédéral (TF) a pro-
noncé un jugement portant sur les 
conséquences d’une stérilisation ou-
bliée lors d’un accouchement d’ur-
gence [8]. La femme tombée enceinte 
contre son gré a exigé des indemnités 




tonal lui a attribué un montant de CHF 
140’000, dont 85’000 à titre de sub-
sides pour l’enfant. Le TF a rejeté le 
recours de l’hôpital en statuant que la 
stérilisation oubliée constituait une in-
fraction au contrat médical, avec toutes 
les conséquences en matière de res-
ponsabilité [9] qui en découlent. Dans 
ses considérations, le Tribunal fédéral 
a clairement stipulé qu’il ne s’agissait 
pas de statuer sur la question d’un «en-
fant comme dommage», mais de dé-
terminer si les charges d’entretien, 
causées par une naissance non dési-
rée, pouvaient ou devaient être inter-
prétées comme dommage [10] au sens 
de la loi. La réponse fut affirmative, 
d’autant plus que l’obligation légale 
d’entretien était précisément l’objectif 
de la stérilisation oubliée. De plus, le TF 
a précisé que faire adopter l’enfant ou 
interrompre la grossesse n’étaient pas 
des options recevables pour éviter les 
charges et les coûts d’entretien. Par 
ailleurs, rejeter les arguments concer-
nant la responsabilité entraînerait une 
réglementation spéciale, mais objecti-
vement non justifiable, pour les méde-
cins ayant commis des erreurs de sté-
rilisation. Ainsi, le Tribunal fédéral a 
aussi rejeté explicitement le distinguo 
opéré par la Cour suprême autrichienne 
[11] entre un enfant handicapé et un en-
fant sain – position fortement contestée 
par ailleurs – lorsqu’il s’est agi d’attri-
buer des indemnités [12].
La vie – sa fin
Cela étant, des questions relevant de 
la médecine légale ne se posent pas 
uniquement en début, mais également 
en fin de vie. Le décès signe la fin de 
l’aptitude à être détenteur de droits et 
d’obligations. Pour les uns, un corps 
sans vie est un élément de référence 
suscitant la tristesse; pour les autres, il 
devient un objet du droit [13] et, par là, 
une entité très prisée par les organisa-
tions de transplantation d’organes, le 
monde médical, les fabricants de mé-
dicaments, les banques de (données) 
bio [14] qui y puisent matière à la re-
cherche sur l’être humain [15]. Chaque 
décès est lié à des conséquences lé-
gales centrales. Reste la question de 
savoir quand un être humain vit (en-
core) et quand il doit être qualifié de 
mort; à ce jour, la littérature juridique 
n’a pas fourni de réponse probante, et 
ce, en dépit du fait que le TF ait confir-
mé à plusieurs reprises, la constitution-
nalité de la notion de la mort cérébrale 
[16] telle qu’elle est ancrée à l’art. 9 al. 
1 de la Loi sur la transplantation. Ainsi, 
est considérée décédée toute per-
sonne dont les fonctions du cerveau, y 
compris du tronc cérébral, ont subi un 
arrêt irréversible. La définition des cri-
tères pertinents a été confiée au 
Conseil fédéral; celui-ci a délégué cette 
compétence à l’Académie suisse des 
sciences médicales (ASSM) [17]. Alors 
que la mort cérébrale joue un rôle es-
sentiel, notamment pour la médecine 
de transplantation, à la constatation du 
décès clinique est le critère principal de 
tout médecin généraliste dans son tra-
vail quotidien. Lors d’accidents ou de 
catastrophes qui se traduisent par un 
nombre élevé de décès, il s’agit en 
outre d’identifier des cadavres, et il 
existe de nombreux exemples pour il-
lustrer ces propos: crash d’avion, ava-
lanches [18], effondrements de bâti-
ments [19], tremblements de terre, 
inondations et autres attentats aux 
conséquences inimaginables (comme 
le «9/11» à New York). Dans chacun de 
ces cas, des examens et analyses fo-
rensiques très étendus ont été néces-
saires. Déterminer alors si l’accident ou 
le sinistre a été le fruit d’un acte prémé-
dité, la conséquence d’une défaillance 
humaine ou un événement inévitable, 
puis essayer de définir qui en étaient les 
victimes, sont autant de tâches lourdes 
de conséquences en termes d’assu-
rance, de responsabilité et de droit pé-
nal. Aussi pour les proches. Outre l’as-
pect de la sanction d’éventuels 
coupables et de l’évaluation de dom-
mages matériels et immatériels, il im-
porte avant tout d’informer les proches/
les amis si le membre de famille, l’ami 
ou le collègue de travail figure parmi les 
victimes, et comment il/elle est 
décédé/e. Ce qui doit également être 
déterminé est le fait de savoir si la vic-
time a subi des souffrances et, surtout, 
si son décès aurait pu être évité ou qu’il 
était effectivement fatidique.
La constatation concrète de la cause du 
décès, la causalité de l’acte l’ayant pro-
voqué, d’éventuelles irrégularités ou 
comportements illicites, une possible 
intention de donner la mort, voire un 
crime scrupuleux sont autant d’actes 
hautement pertinents en matière d’ana-
lyse pénale d’un décès. D’ailleurs, le 
très vaste cadre de la répression légale 
l’atteste de façon impressionnante. En 
effet, celui-ci s’étend de la réclusion à 
vie ou de la réclusion d’au moins 10 ans, 
en cas d’homicide, jusqu’à la réclusion 
pouvant aller jusqu’à trois ans ou une 
aide pécuniaire entre un et 360 jours-
amende pour homicide par négligence. 
Dans le domaine forensique, la section 
de médecine légale sert notamment à 
élucider ces divers cas de figure [20] pour 
déterminer si une personne est décédée 
d’une mort suspecte, si la faute d’un ou 
de tiers entre en ligne de compte, s’il 
existe des facteurs laissant supposer 
qu’il y a eu crime sexuel, autres vils mo-
tifs voire actes cruels. Il revient égale-
ment aux spécialistes forensiques de 
déterminer l’heure du décès. La section 
a également pour tâche de sécuriser 
toutes les preuves pouvant servir lors 
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d’un procès pénal. Pour l’heure, la sec-
tion légale relève encore des codes de 
procédure pénale cantonaux; à partir de 
2011, elle sera intégrée au Code fédéral 
de procédure pénale (CPP) [21] et en-
trera en vigueur sur mandat de la Confé-
dération. La «virtopsie»[22] complète 
cette section par son travail de recons-
truction virtuelle tridimensionnelle de 
surfaces et de cavités corporelles, de 
même que de déroulements d’acci-
dents ou des armes du crime [23]. En 
comparaison avec la section légale, elle 
peut faire valoir une série d’atouts foren-
siques dans la mesure où elle est ca-
pable de visualiser de façon précise des 
causes de décès ainsi que des lésions 
et blessures. Par ailleurs, il est possible 
de sauvegarder sous forme numérisée 
l’ensemble des images du cadavre et 
enfin, cette méthode permet d’en exa-
miner un grand nombre en peu de 
temps. Ce facteur est particulièrement 
utile lors de sinistres importants. Par 
ailleurs, parce qu’elle permet de visuali-
ser des éléments que même un néo-
phyte peut comprendre, la virtopsie est 
également devenue un outil essentiel 
pour l’évaluation par les juristes. Or, 
seule la loi déterminera le rôle et la valeur 
futurs de cette méthode novatrice 
lorsqu’il s’agit d’effectuer une recherche 
virtuelle d’une cause de décès; elle dé-
cidera également si, devant un tribunal 
pénal, sa valeur probante suffira. Bien 
qu’il existe encore des réglementations 
différentes, dans les codes de procé-
dure pénale cantonaux en vigueur, 
quant aux modes opératoires des sec-
tions, le nouveau Code fédéral de pro-
cédure pénale (CPP) comprend des 
dispositions claires et précises à ce pro-
pos à l’art. 253: dans les cas de mort 
suspecte, notamment en présence d’un 
délit ou d’une identité inconnue, le Mi-
nistère public compétent est tenu d’exi-
ger une inspection légale par un méde-
cin compétent pour élucider le type de 
décès ou pour identifier le cadavre. Si 
par la suite, il n’est pas possible de 
conclure à un délit et/ou que l’identité 
de la personne décédée a été établie, le 
Ministère public donne l’autorisation 
d’inhumer le cadavre. Dans le cas 
contraire, il ordonnera que le corps soit 
mis sous séquestre, que d’autres exa-
mens soient effectués par une institution 
de médecine légale et, si nécessaire, de 
procéder à une autopsie [24].
Selon le CPP, sont également à qualifier 
de morts suspectes celles qui compor-
tent des indices d’un crime violent, 
d’un suicide, d’un accident ou d’une 
erreur médicale [25]. Ordonner une au-
topsie est indiqué à défaut de tout 
autre type d’enquête moins invasive 
qui permettrait d’obtenir la preuve re-
cherchée avec la même certitude. La 
virtopsie, quant à elle, est indiquée 
lorsque, durant la procédure d’élucida-
tion de la cause d’un décès, la mé-
thode virtuelle permet de découvrir la 
vérité avec une certitude presque ab-
solue. Une démarche utile notamment 
en cas de traumatismes violents. 
Lorsque subsistent des doutes ou que 
d’autres causes expliquant le décès ne 
peuvent pas être exclues, le recours à 
la section légale s’impose [26] et celui-
ci, souvent, implique la virtopsie. La 
section est sollicitée à la demande du 
Ministère public, en général dans le 
cadre d’une expertise (CPP Art. 182). 
Dès lors, il dépend avant tout de la dé-
cision du Ministère public compétent 
d’ordonner une virtopsie outre les exa-
mens usuels des surfaces et des cavi-
tés corporelles [27].
Le nouveau Code fédéral de 
procédure pénale
Toutefois, les problèmes forensiques 
ne concernent pas uniquement les dé-
cès et leurs causes, mais également, 
voire surtout, les multiples atteintes aux 
libertés individuelles et, par là, les fran-
chissements de limites vis-à-vis de la 
victime ayant (sur)vécu, dépassements 
qui peuvent aller jusqu’à attaquer les 
biens de l’État. Quoi de plus évident, 
dès lors, de voir coopérer de manière 
étroite des spécialistes en preuves ju-
ridiques et les services forensiques? En 
droit pénal, à partir de 2011, la notion 
de recevabilité de la preuve sera définie 
par le nouveau CPP qui remplacera les 
dispositions cantonales. Comme dans 
le passé toutefois, il incombera à l’État 
d’élucider les faits, d’enquêter, en cas 
de soupçons concrets et de faire appli-
quer d’office, le cas échéant, la peine 
requise (CPP Art. 2). Ainsi, le principe 
de vérité revêtira dorénavant une signi-
fication centrale (CPP Art. 6, al. 2), inti-
mant les autorités pénales ainsi que les 
tribunaux d’élucider les faits, y compris 
les aspects de l’illicéité et de la culpa-
bilité. Une des conséquences de cette 
façon de procéder consiste dans le fait 
que les autorités de poursuite pénale 
sont tenues d’explorer les faits à la 
charge et à la décharge du prévenu et 
de demander des expertises perti-
nentes comme des les examens gra-
phologiques lorsqu’il est question 
d’aptitude de la conduite, d’analyse 
d’empreintes digitales, d’attaques in-
formatiques par des pirates (hackers 
ou crackers), de matériel et autres don-
nées illicites telles que des images de 
pornographie enfantine, etc. Les aveux 
doivent eux aussi être examinés pour 
déterminer leur véracité et crédibilité 
(Art. 160 CPP). En effet, le principe de 
vérité ne vaut pas pour le prévenu qui 
n’est pas tenu de déposer contre lui-
même par une déclaration ou toute 
autre forme de coopération (Art. 113 
CPP), par exemple en remettant contre 




gations passives de tolérance comme 
le frottis buccal, non invasif, effectué à 
des fins d’établissement d’un profil 
d’ADN (Art. 255 CPP), ne sont pas 
concernées par cette disposition. De 
même, ni les victimes, ni les personnes 
lésées ne sont tenues de s’incriminer 
elles-mêmes. Certes, les autorités de 
poursuite pénale sont tenues de vérifier 
la véracité des dépositions, notamment 
en évaluant leur crédibilité. Toutefois, 
en vertu du principe de l’immédiateté 
limitée, ancré dans le nouveau CPP, il 
suffit amplement de faire disposer le 
prévenu une seule fois, durant le pro-
cès, du droit à la confrontation avec les 
preuves à charge. À l’opposé, toujours 
dans le sens du procès équitable et de 
l’égalité des armes, le principe dit de 
«l’avocat de la première heure» est 
également ancré dans la loi (Art. 159 al. 
1 CPP) de façon à ce que le prévenu 
puisse, dès les premiers instants de 
l’interrogatoire de police, se faire ac-
compagner par son défenseur. Le prin-
cipe de l’immédiateté limitée implique 
aussi que le tribunal peut en général 
fonder son jugement sur les preuves 
administrées [28], durant la procédure 
préalable, aspect qui souligne l’impor-
tance d’une administration minutieuse 
des preuves. Bien entendu, le nouveau 
Code de procédure pénale comporte 
également la présomption d’innocence 
(Art.10, al. 2 CPP). En vertu de la règle 
d’appréciation des preuves, la pré-
somption d’innocence aura pour 
conséquence que s’il subsiste des 
doutes insurmontables quant aux élé-
ments factuels justifiant une condam-
nation, le tribunal se fonde sur l’état de 
fait le plus favorable au prévenu.
Conclusion 
La médecine légale et le droit sont étroi-
tement liés. La science forensique s’oc-
cupe de l’administration directe et indi-
recte de preuves concernant les 
particuliers, des entreprises et des auto-
rités. Les nouveaux développements 
simplifient l’élucidation de délits et per-
mettent d’examiner les questions de 
responsabilité civile. Souvent, seuls les 
nouvelles méthodes et les développe-
ments techniques récents permettent de 
résoudre des cas insolubles. Les exper-
tises forensiques n’ont pas force obliga-
toire pour les tribunaux, mais elles sont 
soumises à leur libre appréciation des 
preuves. Cependant, s’écarter d’une ex-
pertise établie par des experts n’est ad-
mis que si des faits fiables et crédibles 
ébranlent la valeur de la preuve [29].  
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